Mindestlöhne – einmal anders betrachtet
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3. August 2012. 
Für einmal schreibe ich für ein Anliegen, das Sie als Leser oder Leserin auf den ersten Blick wohl reflexartig für ein absurdes Ansinnen halten. Doch vielleicht werden Sie nach der Lektüre einige ökonomische Überlegungen mit mir nachvollziehen können.
Ich plädiere hier für den flächendeckenden Mindestlohn. Die Gewerkschaften und Arbeitnehmerorganisationen haben eine Volksinitiative eingereicht, die in der Schweiz einen gesetzlichen Mindestlohn fordert. Sie ist im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit konzipiert und soll dort die Lücken schliessen, wo die geltenden flankierenden Massnahmen nicht greifen. 

Mindestlohn widerspricht der Lehrbuchökonomie
Die Volksinitiative für einen gesetzlichen Mindestlohn legt den Vorrang der Regulierung auf „die Festlegung von orts-, berufs- und branchenüblichen Mindestlöhnen in Gesamtarbeitsverträgen und deren Einhaltung“. Der gesetzliche Mindestlohn soll laut Initiativtext auf 22 Franken pro Arbeitsstunde festgelegt werden bis ein Gesetz die Ausführungsbestimmungen festlegt. Später soll der Mindestlohn der Lohn- und Preisentwicklung (nach AHV-Index) angepasst werden. Für besondere Arbeitsverhältnisse sollen Ausnahmeregelungen möglich werden, die unter Mitwirkung der Sozialpartner zu erlassen sind, zum Beispiel für die Löhne von Lehrlingen, Praktikanten/innen und bei anderen Kurzzeiteinsätzen. 
Für den in reinem marktwirtschaftlichen Lehrbuchwissen gemodelten Ökonomen sind staatliche Eingriffe in die Lohnfestsetzung vom Teufel. Die Löhne sollten sich nach Angebot und Nachfrage im Arbeitsmarkt einstellen! Der Seco-Ökonom Aymo Brunetti bezeichnete Mindestlöhne lehrbuchmässig als Griff in die „ökonomischen Giftkiste“. 

Man kann in der Tat der Aussage beipflichten: Je tiefer die Tiefstlöhne, desto mehr  (unqualifizierte) Arbeitskräfte werden beschäftigt. Es werden dann mehr Leute angestellt als Putzpersonal, als Hilfskräfte in der Landwirtschaft, als Dienstboten und Hilfen in der Hauswirtschaft. Tiefe Mindestlöhne beschäftigen mehr Leute. 
Mit Tiefstlöhnen kommen unqualifizierte Ausländer
Doch wir haben einen Spezialfall Schweiz:  Woher sollen denn diese Tiefstlohn-Beschäftigten kommen? Sie werden nämlich nicht auf dem relativ ausgetrockneten  inländischen Arbeitsmarkt rekrutiert, sondern aus den Tieflohnregionen Europas. Dieses Rekrutierungsmuster hat Tradition: Früher wurden unqualifizierte Arbeitskräfte aus dem Balkan und Südeuropa geholt, später aus dem Norden Portugals. Und in Zukunft werden sie im Zuge der vollen Personenfreizügigkeit aus Osteuropa kommen, Personen ohne Ausbildung aus der Millionenbevölkerung von bildungsfernen Schichten der peripheren Problemgebiete in Siebenbürgen, Ungarn, Bulgarien und Rumänien etwa. 
Die Lehrbuchökonomen, die keck Tiefstlöhne fordern und diese mit mehr Arbeitsplatzangeboten begründen, muss man die Rückfrage stellen: Wollen sie weiterhin eine Einwanderung von Unqualifizierten und Bildungsfernen? Wollen sie das frühere Einwanderungsmodell des Saisonierstatuts wiederholen und eine Zuwanderung ins Sozialsystem begünstigen? Jahrzehntelang hatte man den damals strukturschwachen Branchen (Landwirtschaft, Gastronomie, frühere Bauwirtschaft) die Rekrutierung von Billigarbeitern aus bildungsfernen Schichten des Balkans und Südeuropas ermöglicht und die späteren Folgelasten für die Schulen, die Berufsbildung und die Sozialsysteme ignoriert. 
Das Seco spricht zur Rechtfertigung der Personenfreizügigkeit heute immer von den Hochqualifizierten aus Deutschland und Nordeuropa. Das ist nur die halbe Wahrheit, denn die gleichzeitige Einwanderung der Bildungsfernen und deren Folgelasten werden verdrängt. Die Wanderungsbilanz zeigt: Die Hochqualifizierten wandern  häufig zurück in ihr Herkunftsland, die Unqualifizierten bleiben.

Personenfreizügigkeit bringt auch Unqualifizierte
55 Prozent der Zugewanderten aus Portugal – immerhin für die Schweiz Rekrutierungsland Nummer zwei – sind bildungsferne Schichten mit acht, neuen Schuljahren und ohne berufliche Ausbildung. Aus Osteuropa (EU-8) wurden bisher zwei Drittel wenig Qualifizierte für die Landwirtschaft, das Gastgewerbe und die Hauswirtschaft rekrutiert. Je tiefer die Löhne, desto mehr ausländische Billigarbeitskräfte werden angefordert als Hausangestellte, Hilfskräfte und Altersbetreuerinnen für 1000 Franken Monatslohn, als Hilfskräfte im Gemüse- und Rebbau für 10 bis 12 Franken Stundenlohn, als Hinterhof-Abwascherinnen in Asiatenbeizen. Woche für Woche kommt ein Bus voller Arbeiterinnen für die Hauswirtschaft zur Pflege von Alten. Nach italienischem Muster sparen sich Reiche im Tessin und anderswo die Spitex- und die höheren Pflegeheimkosten vor Ort. Der spätere Familiennachzug dieser Migrationspersonen und die Folgelasten für die Schulen und das Sozialsystem werden ignoriert.
In den nächsten Jahren wird jede Schranke bei der Personenfreizügigkeit wegfallen. Sie erlaubt dann eine freie, völlig unbeschränkte Personalrekrutierung auch in Osteuropa. Ab 2011 fielen die Kontingente und der Inländervorrang weg; und ab 2014 fällt die Ventilklausel, bei der Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien ab 2016. Bald kommt die Öffnung gegenüber Kroatien und danach andern Balkanstaaten nach deren EU-Beitritt. 
Mindestlohn als letzte Steuerungsmöglichkeit
Der allergrösste Teil des Gewerbes und der KMU-Wirtschaft wären durch diese Mindestlohninitiative nicht betroffen. Denn 22 Franken Stundenlohn oder 3800 Franken brutto für eine Vollzeitstelle verrechnen heute schon fast alle. Durch die Steuerung bisheriger Tiefstlohnangebote würde die Zuwanderung selektiver, die Tiefstlohnzahler, Trittbrettfahrerfirmen und Graumarktanbieter würden gebremst. Das ist auch der Hauptgrund, weshalb die bürgerliche Regierung unter Angela Merkel einen flächendeckenden Mindestlohn für Deutschland einführen will. Sie sieht im Zeichen der vollen Personenfreizügigkeit keine andere Möglichkeit, die Billiglohnzuwanderung aus Polen und andern Ost-EU-Ländern zu steuern. 
Müssen denn alle Tiefstlohn-Aktivitäten in den strukturschwachen Branchen in der Schweiz verbleiben? Müssen wir den ohnehin stark subventionierten Treibhaus-Gemüsebau oder den Tabakanbau mit billigen Ostarbeitern unbedingt weiterführen? Ein Kilo Tomaten, Peperoni oder Gurken aus den beheizten schweizerischen Treibhäusern benötigt ohnehin bis vier mal mehr fossile Energie als das Kilo aus den sonnenbeheizten Treibhäusern in Südspanien, selbst  wenn man die Transportenergie mitrechnet.

Mit dem gesetzlichen Mindestlohn werden einfach gewisse prekäre Arbeitsverhältnisse  für Ausländer in der Schweiz nicht mehr angeboten werden. Dies als einzig verbliebene Steuerungsmöglichkeit der Zuwanderung im Rahmen der Personenfreizügigkeit. 
Die Menschen müssen hierzulande mit einem Lohn entschädigt werden, der die hiesigen Lebenskosten deckt. Wenn der ehemalige Gewerkschaftssekretär, der heute gegen einen gesetzlichen Mindestlohn wettert, für seine Putzfrau nicht mehr 22 Franken pro Stunde aufwenden will, dann soll er halt selber putzen.
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